Resolution 
der ARGE Fachgruppenvereinigung für Gesundheits- und Sozialberufe
Die ARGE-Fachgruppenvereinigung für Gesundheits- und Sozialberufe stellt seit Jahren fest, dass die Arbeitsbedingungen in den Tätigkeitsbereichen ihrer Mitglieder während der vergangenen Jahre durch ständige Einsparungen (Posten werden nicht nachbesetzt, Aufgabenbereiche erweitert etc) immer beanspruchender wurden. Erkrankungen durch physische (Bewegungs- und Stützapparat etc) und psychische Belastungen haben daher stark zugenommen. Die Folgen sind oft lange Krankenstände, manche müssen überhaupt aus dem Berufsleben ausscheiden, leiden aber weiterhin Schmerzen und haben große finanzielle Nachteile in Kauf zu nehmen. Diese verschlechterten Arbeitsbedingungen wirken sich zwangsläufig auch auf die Pflegequalität negativ aus. 

Obwohl wir zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer  eine gute Rechtslage haben, kümmern sich viele Arbeitgeber nicht um die Einhaltung der Schutzbestimmungen. Evaluierungen werden oft oberflächlich und so durchgeführt, dass die Beschäftigten davon gar nichts merken. Zu Verbesserungen kommt es deswegen selten. Das Arbeitsinspektorat hat viel zu wenig Personal, um diesen Missständen flächendeckend nachzugehen. Wirkliche Sanktionsmöglichkeiten zur Durchsetzung von notwendigen Verbesserungen gibt es kaum. 

Im Jahr 2003 haben wir die Studie „Pflegenotstand in Österreich“ in Auftrag gegeben. Damals wurde erstmals in einer größeren Untersuchung bestätigt, dass die Zustände in den Gesundheits- und Sozialberufen besorgniserregend sind. Die Politik und die Öffentlichkeit wurden über die Situation informiert, zu Verbesserungen kam es nicht. 

Bei einer 2006 durchgeführten Arbeitsklima-Index Befragung der AK-Salzburg und der ÖGB-Fachgruppenvereinigung von 3.189 Beschäftigten aus den Gesundheits- und Sozialberufen wurden als die drei stärksten Belastungsbereiche Zeitdruck, seelisch belastende und aufreibende Arbeit und Hebetätigkeiten genannt. Mehr als die Hälfte der Beschäftigten stand schon damals aufgrund der spezifischen Belastungen ihrer Arbeit stark oder sehr stark unter Druck. 

Mittlerweile gibt es eine große Zahl von Studien (Wifo-Studie etc), die unsere Angaben bestätigen. Es ist zu keinen Verbesserungen gekommen, im Gegenteil. Arbeitsbedingte Erkrankungen sind angestiegen. Offenbar ist der wirtschaftliche Druck, denen die Einrichtungen, welche unsere Mitglieder beschäftigten, ausgesetzt sind, so groß und die Sanktionen für die Nichteinhaltung von Arbeitnehmerschutzbestimmungen so unbedeutend, dass ohne wirksame Maßnahmen auch in den nächsten Jahren mit keinen Verbesserungen, vielmehr sogar mit weiteren Verschlechterungen gerechnet werden muss. 
Die ARGE-Fachgruppenvereinigung für Gesundheits- und Sozialberufe – die insgesamt in Österreich über 100.000 Beschäftigte vertritt, erhebt daher folgende Forderungen:
Selbstevaluierung der Arbeitsplätze nur mehr bei korrekter Umsetzung
Das ArbeitnehmerInnenschutzgesetz erlaubt es dem jeweiligen Arbeitgeber (Einrichtung), den Schutz der Sicherheit und Gesundheit seiner Arbeitnehmern unter Zuhilfenahme von eigenständig auswählbaren und idR wirtschaftlich abhängigen Fachkräften (Sicherheitsfachkräfte, Arbeitsmediziner etc) autonom überprüfen zu lassen und mit seinen sonstigen Betriebsabläufen zu koordinieren. Evaluierung, Dokumentation, Beseitigung der Mängel, Information und Unterweisung der AN uvam, kann auf der Basis von Selbstkontrolle innerhalb des Betriebes erledigt werden. Aber wie sich in vielen anderen Lebensbereichen auch zeigt, funktioniert Selbstkontrolle nur ganz selten. Meist werden Eigeninteressen weit höher bewertet, als elementare Interessen Dritter.
Seit Inkrafttreten der Evaluierungsverpflichtungen im Jahre 1995 hat sich gezeigt, dass Selbstkontrolle auch im Bereich des Arbeitnehmerschutzes nur selten funktioniert. Wie Studien bestätigen, wird nicht zuletzt deswegen die Gesundheit von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern massiv geschädigt bzw unterbleiben oft notwendige präventive Maßnahmen. 

Die autonome Evaluierungsbefugnis muss daher auf jene Unternehmen beschränkt werden, die ihrem gesetzlichen Auftrag tatsächlich nachkommen. Dies müsste auch im Sinne jener Arbeitgeber sein, die ihre Schutzpflichten ordnungsgemäß erfüllen, während   manche Mitbewerber sich auf Kosten der Gesundheit ihrer Arbeitnehmer einen Wettbewerbsvorteil verschaffen. 

Wenn daher das Arbeitsinspektorat feststellt, dass es bei der Evaluierung bzw bei der Nichtbeseitigung von Mängeln für die Sicherheit und Gesundheit zu gravierenden Unterlassungen gekommen ist und der betreffende Arbeitgeber innerhalb einer angemessenen Nachfrist den rechtskonformen Zustand nicht herstellt, sollte die Befugnis zur Evaluierung und Nachevaluierung auf eine bestimmte Zeit oder auf Dauer entzogen werden. Die Evaluierung - meist werden es Teilbereiche sein  - oder die Nachevaluierung  sollte dann ersatzweise und kostenpflichtig von dazu befugten Einrichtungen, die vom Arbeitsinspektorat zugewiesen werden, durchgeführt werden. 

Arbeitsinspektorate müssen personell ausreichend ausgestattet werden
Österreich hat die EU-Vorgaben betreffend Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz in seinen Rechtsbestand übernommen und dafür zu sorgen, dass die entsprechenden Richtlinien auch faktisch umgesetzt werden. Tatsächlich steigen jedoch die arbeitsbedingten Erkrankungen, insbesondere die mit psychischem Hintergrund stark an. 

Die Arbeitsinspektion hat viele Verpflichtungen und wenig Personal. Als zuständige Behörde hat sie ua die Aufgabe, zu überprüfen ob in den Betrieben (240.950 vorgemerkte Arbeitsstätten mit insgesamt 2.820.137 Beschäftigten) die gesetzlichen Bestimmungen betreffend Sicherheit und Gesundheit der AN eingehalten werden. 2011 wurden 46.460 Arbeitsstätten besucht. 

Wegen der geringen personellen Ausstattung von 402 (2010 – 395,  2009 – 408, 2008 – 416) Beschäftigten ( 297 Außendienstmitarbeitern –Arbeitsinspektoren sowie 105 Verwaltungskräfte) für ganz Österreich ist sie nur in Abständen, die in Jahren bemessen werden, in der Lage, bei allen Arbeitsstätten stichprobenartig Kontrollen durchzuführen oder überall dort einzuschreiten, wo dies notwendig wäre. Umgerechnet auf die angeführten Zahlen wäre zB 2011 ein Arbeitsinspektor für rund 9500 Beschäftigte zuständig. 

Die Ausgaben für die Tätigkeit der Arbeitsinspektion betrugen für 2011 27,54 Mill €. Hier wird das Sparen noch ernst genommen. Wenn es im Zusammenhang mit Spekulationen um Forderungen anderer Einrichtungen, zB aus dem Bereich des Bankensektors geht, stehen innerhalb weniger Wochen hunderte Millionen Euro zur Verfügung. 

Die arbeitsbedingten Erkrankungen sind in den letzten Jahren deutlich angestiegen. Feststellungen dazu sind komplex und zeitaufwändig. Es ist daher dringend erforderlich, diesem Umstand bei den Arbeitsinspektoraten endlich personell Rechnung zu tragen. 

Sanktionen bzw Strafbestimmungen müssen erhöht bzw an Kriterien gebunden werden

Wenn derzeit ein Arbeitgeber die Verpflichtung zur Ermittlung und Beurteilung  der Gefahren verletzt und deswegen vom Arbeitsinspektorat ein Strafantrag gestellt wird, kann er gem § 130 Abs 1 Z 5 ASchG mit Geldstrafe von 166 € bis 8.324 €, im Wiederholungsfall mit Geldstrafe von 333 € bis 16.659 € bestraft werden. 2011 wurden insgesamt 1538 Verfahren abgeschlossen. Das verhängte Strafausmaß betrug  2.320.747 €,  also im Durchschnitt einschließlich Wiederholungsfälle pro Verfahren 1508 €. Derartige Beträge werden für keinen Arbeitgeber, der hundert oder mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt, abschrecken sein. 
Strafen im Zusammenhang mit Übertretungen, die Gesundheitsschädigungen von AN, allenfalls sogar die Berufsunfähigkeit zur Folge haben können, müssen wirksam sein. Davon kann aber nur dann gesprochen werden, wenn sie jemand davon abhalten, ein unerwünschtes Verhalten zu setzen. Wenn eine Investition in mehr Personal oder mehr Sicherheit allenfalls ein Vielfaches von dem kosten würde, was an Strafe zu erwarten ist, kann nicht von einer angemessenen Sanktionsmöglichkeit gesprochen werden, weil der Abschreckungseffekt fehlt. Es wird daher gefordert, dass der Strafkatalog entsprechend den EU-Vorgaben der Nadelstichverordnung abschreckend, verhältnismäßig und wirksam gestaltet wird. In diesem Zusammenhang sollen künftig auch Kriterien (Jahresumsatz, Beschäftigtenzahl etc) geschaffen werden, durch die besser als bisher gewährleistet werden kann, dass die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines Unternehmens (Einrichtung) in einem ausgewogenerem Verhältnis zu den verhängten Strafen steht. 
Die ARGE Fachgruppenvereinigung für Gesundheits- und Sozialberufe ersucht den Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, die notwendigen Maßnahmen einzuleiten, damit die angeführten Forderungen umgesetzt werden. 
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